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en und zu sichern. Wir sind nicht bereit, 
sowjetisches Sicherheitsbedürfnis zu ak- 
freieif ien' das auf der totalen Unsicherheit der 
ke|n" B nder aufbaut. Wenn die Sowjetunion 
nehm  ersh|ng » will, muß sie die SS 20 weg- 

men. Auf ein annäherndes Gleichgewicht 
nen und werden wir nicht verzichten, er- 

fredn      CDU/CSU-Fraktionsvorsitzende Al- 
k|arir

re9ger in der Debatte zur Regierungser- 

Wi 
Wje w^ darin mit den Freien Demokraten völlig einig, 
ist 2y

lrcl sicn die Sozialdemokratie verhalten? Ihr Bild 
Wjet 

r.2eit unklar und wird immer diffuser. Die So- 
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gefäh ^

eini9keit immer noch nicht aufgegeben. Das 
'Urin*       den Erfol9 der Genfer Abrüstungsverhand- 
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(Fortsetzung von Seite 1) 

Frankreichs, Mitterrand, am 20. Januar 
1983 in diesem Hause. Ich erinnere an die 
Haltung des sozialistischen Premiermini- 
sters von Spanien, die er soeben in Bonn 
bekundet hat. Ich erinnere daran, daß der 
NATO-Doppelbeschluß nicht zuletzt auf 
die Initiative des stellvertretenden SPD- 
Parteivorsitzenden, Helmut Schmidt, zu- 
rückgeht. Wir haben als Opposition die 
sozial-liberale Regierung in der Sicher- 
heitspolitik immer unterstützt. Es ist nicht 
unbillig, nach dem Regierungswechsel 
nunmehr das gleiche von der SPD zu er- 
warten, zumal wir auf diesem Feld nur die 
Politik fortsetzen, die die von Helmut 
Schmidt geführte Regierung begründet 
hat. 

Die Verhinderung des Krieges durch mili- 
tärisches Gleichgewicht sollte nicht die 
einzige Perspektive der west-östlichen, 
insbesondere der deutsch-sowjetischen 
Beziehungen zur Sowjetunion sein. Wir je- 
denfalls wollen alles tun, um unsere Bezie- 
hungen zur Sowjetunion auf eine bessere 
Grundlage zu stellen. Wir begrüßen die 
Einladung des sowjetischen Generalse- 
kretärs Andropow an den deutschen Bun- 
deskanzler. Wir würden es begrüßen, 
wenn zu einem geeigneten Zeitpunkt und 
nach sorgfältiger Vorbereitung auch ein 
Treffen des amerikanischen Präsidenten 
und des sowjetischen Generalsekretärs 
zustande käme. Diese Gespräche sollten 
nicht nur das militärische Gleichgewicht 
und den Alltag unserer Beziehungen zum 
Gegenstand haben. Es sollten auch die 
Zukunftsperspektiven einer Friedensord- 
nung für Europa erörtert werden. 

Für diese Friedensordnung tragen nach 
wie vor die Sieger des 2. Weltkrieges, ins- 
besondere die USA und die Sowjetunion, 
eine besondere und eine gemeinsame 
Verantwortung. Sie haben gemeinsam Hit- 
ler-Deutschland besiegt; Frieden jedoch 
haben sie Europa bis heute, 38 Jahre nach 

nocb 
Einstellung   der   Feindseligkeiten,       . 
nicht gebracht. Wer die Zonengrenze 
sehen West- und Mitteldeutschland 
trachtet, kann diese blutige und AngSjeS 
zeugende Grenze nicht als Zeichen 
Friedens bezeichnen. Wer die Teilung 
deutschen Hauptstadt durch Mauer, 
cheldraht, Minen und Schießbefehl er    , 
kann   diesen   völlig   anormalen   Zus* 
nicht als Frieden bezeichnen. Wer sien 
innert, welche Mittel eingesetzt wer 
mußten, um das Aufbegehren der_w 

sehen in der DDR, in Ungarn und in    , 
Tschechoslowakei zu unterdrücken, 
welche Mittel jetzt eingesetzt werden, 
ein entsprechendes Aufbegehren in ?o 
zu verhindern, der kann diesen Zust 
nicht als Frieden bezeichnen. Bei all 
sen Akten der Gewalt handelt es sicn 
die  Verletzung   elementarer  Mensch 
rechte. Gewalt zur Unterdrückung der 
ker sichert nicht den Frieden, sie bedr 
ihn; denn Frieden ist das Werk der 
rechtigkeit, nicht das Werk der Unterd' 
kung. 

Siowa- Wir Europäer, Polen, Tschechen, - 
ken, Ungarn und Deutsche, brauchen e 
Friedensordnung, die unsere Mensen 
rechte   und   unser   Selbstbestimmung 
recht garantiert. Je größer die RüstunJfT1 

und Vernichtungskapazitäten werden, 
so wichtiger wird eine solche Friedens0 ^ 
nung und um so notwendiger ist es, sie 
Einvernehmen aller Beteiligten zu sc 
fen. 

Mir ist klar, daß Friedensverträge nicht 
Anfang der Entwicklung zu einer sole 
Friedensordnung stehen werden. Be°-   f 
nen werden muß mit der Abrüstung    , 
der  Grundlage  des  Gleichgewichts 
möglichst   niedrigem   Waffenniveau.  v 

wiederum setzt mehr Vertrauen zue 
der voraus. Und dieses Vertrauen 
nur wachsen, wenn keine Seite daraul 
steht, ihr System mit militärischem 
über die Welt zu verbreiten. 

«ann 

DrucK 
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jecj 2eita,ter gefährdet Imperialismus 
Auch Art das überleben der Menschheit, 
meh dle Weltmächte müssen daher heute 
irn 

nr als früher Zurückhaltung üben, auch 
Her

e'9enen Interesse. Sie müssen auf 
Sie rSchaft uber andere Völker verzichten. 
stj ^ssen die Freiheits- und Selbstbe- 
^|nmUngsrechte der Menschen uncj völ- 

er2i?hPektieren- Die nur auf diese Weise 

Kon« J?are Verringerung des politischen 
2ür p^otentials ist im «Raketenzeitalter 
Wor^

ber|ebensfrage der Menschheit ge- 
0(je ; D'ese Tatsachen, nicht nationale 
Bea" histonscne Ansprüche, geben dem 
nur? • nach Selbstbestimmung nicht 
ker 

Ur Uns Deutsche, sondern für alle Völ- 
aber

Seine hohe moralische Qualität - das 
nem nUr' Wenn dieses Begehren mit ei- 
lst    absoluten  Gewaltverzicht verknüpft 

bar?'tof. Solche Friedensordnung erreich- 
karie Wir Europäer neigen wie die Ameri- 
n 

r dazu, ein politisches Ziel weniger 
C seiner Berechtigung als nach der 
VervJCe.seiner — möglichst sofortigen— 
re|a..lrklichung zu bewerten. Im Zustand 
seit ri6r Machtlosigkeit, dem sich Europa 
das 

2' We'tkrieg ausgesetzt sieht, ist 
der e'n fa|scher Maßstab, ein Maßstab, 
siQL2.u Resignation und zu Perspektivlo- 
Dj

yKe't führen muß. 

nichtVpaffen der Schwächeren sind aber 
s0rid 

ersPektivlosigkeit und Resignation, 
Urid 

ern Zielstrebigkeit, Beharrlichkeit 
den 

an9er Atem. Eine europäische Frie- 
re °rdnung, die auf dem Selbstbestim- 
rech?SreCht der Völker beruht und die be- 
b6jd '9ten Sicherheitsinteressen auch der 
2ige

ei] Weltmächte einschließt, ist die ein- 
n6nt 

lternative zur Teilung des Konti- 
gehr

S' 2U blutenden Grenzen, zum Aufbe- 
g6q 

en Unterdrückter Völker und zu sich 
y nseitig in Schach haltenden Raketen- 

'assen. 

meine, diese Alternative ist Anlaß ge- 
' auf einen Zustand des Friedens in 

Europa hinzuwirken, der es nicht nur den 
Deutschen,  sondern  allen  europäischen 
Völkern erlaubt, ihr Recht auf Selbstbe- 
stimmung    zu    verwirklichen.     Deshalb 
kämpfen wir für das nationale Selbstbe- 
stimmungsrecht aller Völker und für das 
Ende  der Teilung  Europas, wie  es  der 
Bundeskanzler in seiner Regierungserklä- 
rung treffend formuliert hat. 
Nicht das Gleichgewicht des Schreckens, 
sondern eine auf den Menschenrechten 
beruhende und auf niedrigstem Waffenni- 
veau  gesicherte  Friedensordnung  sollte 
die   Zukunftsperspektive   künftiger   Ost- 
West-Beziehungen   sein.   Nur  eine   Per- 
spektive,  die  den  Menschen  die Angst 
nimmt, die Angst vor totalitäter Unterdrük- 
kung ebenso wie die Angst vor atomarer 
Vernichtung, entspricht den Erfordernis- 
sen des Atomzeitalters. 
Eine solche Friedensordnung zu schaffen, 
ist gewiß eine gewaltige Aufgabe. Aber sie 
allein hält uns die Zukunft offen. Alle, die 
Einfluß haben und alle, die sich selbst und 
der Menschheit den atomaren Holocaust 
ersparen möchten, sollten dazu beitragen. 

Hansheinz Hauser: 

„Entrümpelungskom- 
missare" wären 
dringend erforderlich 
Ich will in diese Debatte gern ein Thema 
einbringen, das bisher hier noch keine 
Rolle gespielt hat, das aber dankenswer- 
terweise auch vom Bundeskanzler in der 
Regierungserklärung angesprochen wor- 
den ist. Ich meine die Tatsache, daß viele 
unserer Betriebe in den zurückliegenden 
Jahren vor allen Dingen durch ein Laby- 
rinth perfektionistischer Vorschriften be- 
hindert waren, mit denen der Mittelständ- 
ler nicht und die Großkonzerne nur mit 
Unterstützung aufwendiger Stabsabteilun- 
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gen zurechtkommen. Ich nenne hier das 
Beispiel von dem hessischen Metzgermei- 
ster, der seinen Betrieb um eine Wurstkü- 
che erweitern wollte, um sieben neue Ar- 
beitsplätze zu schaffen, und bei dem sich 
im Genehmigungsverfahren das Bauord- 
nungsamt und das Gewerbeaufsichtsamt 
nicht darüber verständigen konnten, ob in 
der Wurstküche geriffelte oder glatte Flie- 
sen eingebaut werden mußten. Nachdem 
sich die beiden Ämter anderthalb Jahre 
nicht auf eine Entscheidung verständigen 
konnten, hat dieser Metzgermeister resi- 
gniert und seine Wurstküche nicht gebaut. 

Wir wissen aus einer Sinus-Studie, daß im 
Jahre 1979 im Land Nordrhein-Westfalen 
14% der beantragten Bauten nicht gebaut 
worden sind, daß in 14% der Fälle das An- 
tragsvolumen reduziert werden mußte und 
daß sich 67% aller Investitionen auf Grund 
bürokratischer Auflagen verteuerten. 

Das Hotel- und Gaststättengewerbe in der 
Bundesrepublik Deutschland muß zum 
Betrieb seiner Unternehmen allein 42 Ge- 
setze und Verordnungen mit Hunderten 
von Paragraphen beachten, vom Gaststät- 
tengesetz bis zur Beherbergungsstatistik. 
Da dürfen wir uns doch nicht wundern, 
wenn manchen Leuten die Lust vergeht, 
ein Unternehmen zu führen. 

Ich will natürlich nicht behaupten, meine 
Damen und Herren von der SPD, daß Sie 
diese Entwicklung allein verschuldet ha- 
ben. Aber Sie haben sie ermöglicht, weil 
Sie grundsätzlich dem Staat mehr vertrau- 
en als den freien Kräften. Auch dies ge- 
hört zu der 120jährigen Tradition Ihrer Par- 
tei.. . Lassen Sie mich in diesem Zusam- 
menhang auf ein Thema kommen, das uns 
heute hoffentlich noch mehr beschäftigen 
wird. Das ist das Angebot der deutschen 
Wirtschaft, . jedem Ausbildungswilligen 
auch einen Ausbildungsplatz zur Verfü- 
gung zu stellen. In diesem Zusammen- 
hang sollten wir auch den Mut haben, ein- 

mal    die   ausbildungshemmenden 
schritten, die es in diesem Zusam    ^ 
hang gibt, unter die Lupe zu nehmen   ^ 
festzustellen,   ob   nicht   die   Einste,|Ung 
manches   Lehrlings,   die   Bereitste 
manchen Ausbildungsplatzes daran s   ^ 
terte, daß dem  Betrieb  und auch 
Auszubildenden   Dinge  zugemutet 
den, die so ohne weiteres ninzunfte &• 
sie nicht bereit sind. Die Personal   g 
nes Lehrlings wog im Jahre 1970 n°^ejp 
Gramm; ihr Gewicht ist inzwischen a 
halbes Kilogramm angestiegen . •        ,^„ 
Es ist mehr als berechtigt und notwe"  g 

daß der Bundeskanzler die Durchfors 
des Vorschriftendschungels zu einer

o|jtjK 
tralen  Aufgabe  seiner  RegierungsP 
erklärt hat. Damit ist aber auch dieJ~ 
gestellt, welchen Beitrag der Bunde«r 
setzgeber zum Abbau der Bürokra 
rung in der Gesetzgebung des Bund®   ei- 
sten kann. Jeder Einsichtige weiß. °*e\. 
ne Industriegesellschaft ohne ein ve 
bares Maß an gesetzlichen Rege|u^en 

nicht existieren kann. Deswegen *J    , 
wir hier auch keine unerfüllbaren H° jnf3. 
gen wecken.  Der Anstoß zur Vere

ortj- 
chung muß aber auch von uns Al?9e   t. 
neten kommen ... Ich meine, es wäre 
wendig, daß in der Regierung aus der ag\ 
le qualifizierter Beamter einige beau 
werden,   als   Entrümpelungskommis^, 
für die vorhandenen Gesetze tätig zü^ 
den und dafür zu sorgen, daß die   ^ 
schaff, aber auch die Bürger in ihrer    r 

samtheit von einer Menge Überfluss^, 
gesetzlicher Bestimmungen und ^,k5- 
nungen befreit werden. Eine freie V 
Wirtschaft kann auf Dauer nicht 9laU   eru 
dig   existieren,   wenn   der   Wettbe 
durch Subventionen verzerrt wird-     ^ 
ventionen müssen befristet sein, darn!w0r- 
der parlamentarischen Kontrolle unter* 
fen  bleiben ...  Ohne deutliche 0e? ep 
zung und realen Abbau von Subventio 
werden   wir   die   öffentlichen   Haus 
nicht konsolidieren können. 
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ARBEITSMARKT 

^sitive Signale nehmen zu 
Di 
Wej^^itslosigkeit ist erfreulicher- 
^ e 'm April — wie schon im März 
%!•.?"* deut»ch zurückgegangen, 

«i der Vorsitzende der Arbeits- 
Crjh?® Arbeit und Soziales der 
k~:   

CSU-Bunrip«;taasfraktion. •       { 

wjljj0 George^est. Stand und Ent- 
Hai -Bundestagsfraktion, MdB 

date    9 aller neuen Arbeitsmarkt- 
•una  Und in»' Vergleich zur Entwick- 
de^^ckliegender Jahre machen 

[jl* Arbeitslosigkeit wird im Trend in 
Sehen n nächsten Monaten weiter zurück- 
Schgi kann aber im Sommer wegen der 
*eit|j IUnd Betriebsferien auch zwischen- 
b6jt | ansteigen. Der Tiefstand der Ar- 
Sb 9keit dieses Jahres dürfte im Sep- 
°^tohr erreicnt werden (Meldung Anfang 
danr, und voraussichtlich spätestens 

unter zwei Millionen liegen. 
dann 

saisQSlKhts des bisherigen Verlaufs der 
irri/gedingten Arbeitslosenzahlen, die 
dift tat ••nur unwesentlich höher lagen als 
dlJrch nen Zahlen, durfte die jahres- 
$preJrchr>ittliche Arbeitslosenzahl ent- 
9ierUn 

d der Schätzung der Bundesre- 
nen i• nacn wie vor bei etwa 2,35 Millio- 
s p'e9en. Diese — erstmals realistische 
Schah°9nose wurde durch das Gemein- 
schu achten der Wirtschaftsfor- 
% Institute vom 2. Mai 1983 bestä- 
ub z 
entlirh  der Lejstungsempfänger ist we- 
irhp5h niedriger als die der gemeldeten Arb 

öffnet' 
eits'osen. Je weiter sich diese Schere 

Sejts ' desto deutlicher wird, daß einer- 
b6jts abertausende aus der „stillen Ar- 
hen« arktreserve" wieder „in Arbeit ge- 
SCn| 

Wol|en. Andererseits liegt auch der 
IJ nahe, daß viele Hunderttausende 

arbeitslos Gemeldete nicht auch sozial 
notleidend sind. Dies wird u.a. auch da- 
durch belegt, daß es nur einen recht klei- 
nen Personenkreis von Arbeitslosen gibt, 
der wegen fehlender Anspruchsvoraus- 
setzungen für Arbeitslosengeld oder -hilfe 
ausschließlich oder überwiegend auf So- 
zialhilfe angewiesen ist. 

Erfreulich ist der starke Rückgang der 
Kurzarbeit, denn er signalisiert, daß der 
Wirtschaftsmotor auf Touren kommt. 

Das Aufatmen darüber, daß die mehrjähri- 
ge Phase sprunghafter Steigerungen von 
Arbeitslosigkeit und Kurzarbeit sich posi- 
tiv verändert, nimmt nichts von der Bela- 
stung und Sorge aller Verantwortlichen 
weg, daß der nach wie vor hohe Stand der 
Arbeitslosigkeit und der Kurzarbeit das 
größte sozial- und gesellschaftspolitische 
Problem dieses Jahrzehnts ist und vorerst 
bleibt. 
Sorgen bereitet auch die starke Zunahme 
der Zahl  der bereits lange arbeitslosen 
Menschen, die neben Einbußen in ihrem 
gewohnten  materiellen  Status  auch  die 
seelischen Belastungen langer Arbeitslo- 
sigkeit  auf  sich   nehmen   müssen.   Die 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion nimmt des- 
halb erfreut zur Kenntnis, daß die Zahl der 
ABM-Beschäftigten   erstmalig   erheblich 
gestiegen ist. Dies ist produktive Hilfe für 
Langzeitarbeitslose,   Schwervermittelbare 
und auch junge Menschen. Vorrang hat 
für die CDU/CSU nach wie vor die Schaf- 
fung sich selbst tragender Dauerarbeits- 
plätze, auch als Basis für mehr Steuer- 
und Beitragseinnahmen zur Finanzierung 
von  Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen  für 
vernünftige Arbeiten, die naturgemäß teu- 
rer sind als bloße Unterstützung von Ar- 
beitslosen. 
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SPLITTING 

CDU/CSU für mehr 
Steuergerechtigkeit bei 
der Familienförderung 
Die Unionsparteien haben angekün- 
digt und versprochen, daß sie den 
Familienlastenausgleich neu gestal- 
ten und ein Familiensplitting einfüh- 
ren wollen. Was ist Familiensplit- 
ting? Dazu MdB Hermann Kroll- 
Schlüter, Vorsitzender der Arbeits- 
gruppe Jugend, Familie und Gesund- 
heit der CDU/CSU-Bundestagsfrak- 
tion: 

In einem Gutachten zur Reform der di- 
rekten   Steuer,   erstattet   vom   wissen- 

schaftlichen Beirat beim Bundesminister 
der Finanzen, heißt es:  „Beim Familien- 
splitting geht man davon aus, daß das Ein- 
kommen von Familienangehörigen, die in 
einem gemeinsamen Haushalt leben, zu- 
sammengelegt und für alle Angehörigen 
gemeinsam verwendet wird, wobei jeder 
anteilig mit seinem Bedarf berücksichtigt 
wird. Die Besteuerung hat demnach so zu 
erfolgen, daß das Gesamteinkommen der 
Familien nach dem anteiligen Bedarf der 
zu versorgenden  Personen  zerlegt  und 
die für die einzelnen Personen zu berech- 
nenden Steuerbeträge zu einer Gesamt- 
steuerschuld zusammengefaßt werden." 

Der Vorteil eines  Familiensplittings liegt 
darin, daß bei einem progressiven Steuer- 
tarif nicht der Progressionssatz für das 
Gesamteinkommen, sondern ein an  der 
Zahl der von dem jeweiligen Einkommen 
lebenden Personen orientierter niedrige- 
rer Steuersatz angewendet wird. 

Was  ist Steuergerechtigkeit  im  Bereich 
der  Familienförderung?  Das  Bundesver- 
fassungsgericht hat dazu gesagt: „Es ist 
ein grundsätzliches Gebot der Steuerge- 

rechtigkeit, daß die Besteuerung nac 
wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit au

g 

richtet wird. Die wirtschaftliche BelaS eP- 
durch   Unterhaltsverpflichtungen   Qe9

l&. 
über Kindern ist ein besonderer, die   ^ 
stungsfähigkeit  der  Eltern  beeintra 
gender   Umstand.   Diese   unabweis 
Sonderbelastung   darf  der  GesetZ%g- 
ohne Verstoß gegen die Steuergerec 
keit nicht außer Acht lassen." 

Dem Grundsatz der LeistungsgereC ^ 
keit kann aber auch auf andere ^eise

be- 
durch Kindergeld oder durch Abzug 
träge von der Steuerschuld entsproc 

werden, zum Beispiel durch Fam'liep|jt- 
ting. Nun wird gesagt, das Fam',iel]X>ei 
ting begünstige Höherverdienende- D ^ 
wird aber nicht berücksichtigt, da den 
Besserverdienenden   schon   durch   ^ 
progressiven Steuertarif zu erheben 
heren Leistungen für den Staat hera• 
zogen werden als diejenigen mit gen ^ —«,„., ..^,w&11 alo u.GjeriiyGi. ••••• -       rfeil 
rem Einkommen. Wer den Steuerv" 
bei der Berücksichtigung von Kinde 

sten nicht will, verbindet den Fami" Kor"' 
stenausgleich mit dem Ziel der ^ink ß(. 
mensumverteilung. Um dieses Ziel ZJ 

reichen, sind aber andere Maßnahmen 9 
eigneter und gerechter. 

.   a||ein 
Da  das   Familiensplitting  für  sicn » 
noch keinen gerechten Familienlasten 
gleich schafft, muß der Staat allen r ^ 
lien unabhängig von ihrem Einkomme 
ne Mindestleistung garantieren. Denn 
kaum Steuern zahlt, bekommt auch 
nen   Vorteil   aus   dem   Familiensp1»   h 

Deswegen   wäre   es  einerseits  m.ö^orTr 
daß allen Familien ein von ihrem Ein   ^it 
men   unabhängiges   Kindergeld   9*>z   p 

würde, das aber auf die zugestände 
Steuervorteile aus dem  Familiensp" 
angerechnet   würde.   Andererseits 
aber auch daran zu denken, Kinderge 
einer bestimmten Höhe nur an die aus ^ 
zahlen, die den festgesetzten Betrag 
Wege des Splittings nicht erreichen. 
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BILDUNGSPOLITIK 

Jraktionschefs empfehlen Reform 
^ Bund-Länder-Kommission 
?ktu 
%. ?n9ehender Diskussion der 
hatri-   

n bildungspolitischen Fragen 
Prafii Konferonz der CDU/CSU- 
Länri 

Onsvorsitzenden aus Bund und 
&eJJ?[n am 28. April 1983 folgende 
.. *cnl(jsse nofoRt- "ti«se gefaßt: 

«nft der ^ntt der 
^/^Länder-Kommission für 
Por n9sPlanung und 
1. D

Schun9sförderung 
b^JL CDU/CSU-Fraktionsvorsitzenden 
198-j ;!9en ihren Beschluß aus dem Jahr 
r6r ^ die Bund-Länder-Kommission in ih- 
l ryS ri9en Form nicht weiterzuführen. 
orcjjn

e Notwendige Zusammenarbeit, Ko- 
Öun(j

atl0r> und Abstimmung zwischen 
dun 

Ur,d Ländern im Bereich der Bil- 
r0 yspolitik und der Forschungsförde- 
9en rt°" 'n einer Ministerkonferenz erfol- 
*Wcj r die verantwortlichen Minister des 
3. n 6S Und der Länder angehören. 
Kcw Geschäftsstelle der Bund-Länder- 
.    m|ssion soll aufgelöst werden. 

Die °rm des Lau'bahnsystems 
ren .Du/CSU-Fraktionsvorsitzenden wa- 
UufK°? dar'n einig, daß das bestehende 
tiit 2 nsystem im öffentlichen Dienst 
Uncj Dden Schwierigkeiten im Bildungs- 
hat.     eschäftigungssystem   beigetragen 

:em muß deshalb über- 
Ziel soll es sein, die Ein- 

im öffentlichen Dienst abzu- 

prüh
Laufbahnsyst 

Ie k • 
Und t

nterien, nach denen die Besoldung 
f% ln!tufun9 für leitende Funktionen er- 

1 Müssen überdacht werden. Die Zahl 

der Mitarbeiter einer Behörde oder der 
Schüler einer Schule darf kein entschei- 
dender Gesichtspunkt mehr für die Ein- 
stufung leitender Positionen sein. 

Novellierung des 
Hochschulrahmengesetzes 
Die CDU/CSU-Fraktionsvorsitzenden 
sprechen sich dagegen aus, durch eine 
Änderung des Hochschulrahmengesetzes 
den Ländern verpflichtend vorzuschrei- 
ben, die verfaßte Studentenschaft einzu- 
führen. 
Berufschancen der jungen 
Generation 
Die CDU/CSU-Fraktionsvorsitzenden ap- 
pellieren an die ausbildende Wirtschaft, al- 
les zu tun, um durch die Bereitstellung zu- 
sätzlicher Ausbildungsplätze zur Siche- 
rung der Berufschancen der jungen Men- 
schen beizutragen. 

Umweltschutz 
Das bedrohliche Waldsterben und der un- 
sichere Verbleib der Giftfässer aus Seve- 
so haben die Dringlichkeit einer Verbesse- 
rung des umweltpolitischen Kontrollsy- 
stems und der umweltpolitischen Vor- 
schriften erneut deutlich gemacht. Die Be- 
völkerung ist beunruhigt und erwartet von 
der Politik energische und wirksame Maß- 
nahmen zur Erhaltung der natürlichen Le- 
bensgrundlagen. Die CDU/CSU-Fraktions- 
vorsitzenden sind der Auffassung, daß ein 
Land bei der Lösung der umweltpoliti- 
schen Probleme überfordert ist. Die län- 
derübergreifende Koordination und Ko- 
operation auf der Ebene der Landtags- 
fraktion muß deshalb verstärkt werden. 
Die Zusammenarbeit soll sich vor allem 
auf folgende Gebiete erstrecken: 
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— Abfallbeseitigung    und    Abfallbewirt- 
schaftung 

— Energie und Umwelt 
— Emissionen 
— Bodenkulturpolitik 
— Wasser und Abwasser 
— Lebensmittelkontrolle 
Sie haben dazu eine Arbeitsgruppe einge- 
setzt, der unter Federführung von Rhein- 
land-Pfalz die umweltpolitischen Sprecher 
der CDU/CSU-Fraktionen in den Ländern 
angehören. Die Arbeitsgruppe soll zusam- 
men mit der Bundestagsfraktion prüfen, 
wie 

— eine rechtzeitige gegenseitige Infor- 
mation über umweltrelevante Probleme 
und Initiativen gewährleistet, 
— die frühzeitige Abstimmung bei Ge- 
setzgebungsverfahren und Verordnungen 
sichergestellt und 
— die Öffentlichkeit im Bereich des Um- 
weltschutzes verbessert werden können. 

Medienpolitik 

Die Vorsitzenden der CDU/CSU-Fraktio- 
nen in den Landesparlamenten bekunden 
den Willen, daß die Landesparlamente den 
am 26. Oktober 1982 von den Ministerprä- 
sidenten unterzeichneten Staatsvertrag 
über die Höhe der Rundfunkgebühr ratifi- 
zieren; sie gehen dabei von folgenden 
Voraussetzungen aus: 

1. Von der im Staatsvertrag vorgesehe- 
nen erstmaligen Kündigungsmöglichkeit 
zum 31. Dezember 1986 wird nicht vor 
dem 31. Dezember 1987 Gebrauch ge- 
macht. Damit soll sich die Laufzeit des 
Vertrages um mindestens ein Jahr verlän- 
gern. 

2. Der Finanzausgleich zwischen den 
Rundfunkanstalten ist insbesondere zur 
Sicherung der Funktionsfähigkeit der klei- 
neren Anstalten weiter zu verbessern. 
3. Die Rundfunkanstalten weisen regel- 
mäßig nach, daß die für technische Inno- 
vationen und für Restversorgung vorgese- 
henen Gebührenanteile für die vorgesehe- 
nen Zwecke verwendet werden. Die Kon- 

.  Hifi £in- 
trollinstanzen sind aufgefordert, a'°   llS 
haltung  dieser Zweckbestimmung6" 
überwachen. ..ßjg 
4. Jede Rundfunkanstalt ist regelrna 
von den zuständigen Landesrecht . 
höfen zu prüfen. Die Prüfungsbericht , 
len den Landesparlamenten zU??,jn- 
und im Hinblick auf die Einheitsgebur> , 
ter den Landesparlamenten ausgeta 
werden. „„,. 
5. Die Rundfunkanstalten sollen aw ^.. 
sonalkosten und die Überversorgung ^ 
scheidender Mitarbeiter abbauen. S' h. 
len weiterhin Anstrengungen u",ngefl 
men, bürokratische Fehlentwickiu^r. 
abzubauen und durch Organisation 
men zu ersetzen, die den besondere ^ 
dingungen des Mediums Rundfunk 
Fernsehen entsprechen. 

Waldsterben i[e 

Die Abgasgrenzwerte der Auto"1 ^. 
müssen drastisch gesenkt werden. ^ 
falls im nationalen Alleingang. Die te ^ 
sehen Einrichtungen (Katalysatoren^ ^ 
hen zu einem Preis von unter 1 o0°'^^' 
zur Verfügung. Diese Katalysatoren n 

den jedoch durch das im europa' gi. 
Benzin vorhandene Blei stark in ^r. 
denschaft gezogen und büßen nac ßj[1 

hältnismäßig kurzer Zeit ihre Wirkung 
nri de 

Hier sei notfalls auch ein Alleingang ^ 
Bundesrepublik möglich; anzustrebe    ., 
jedoch eine gemeinsame europäisch 
sung.   Dies   sei   eine   weitere  wirK    ^ 
Möglichkeit der Bekämpfung des 
Sterbens, ebenso würden auch We' 
werbsnachteile für die deutsche AUt 
bilindustrie vermieden. 

Neben der Abgasreduzierung müsse^ ^ 
S02-Emissionen aus Kraftwerken un 
dustrieanlagen  weiter  reduziert we    jt. 
Nach   Auffassung   der  CDU/CSU-v° ^ 
zenden   müssen   die   Umrüstungs-      ^ 
Stillegungsfristen für Altanlagen ver    t. 
werden gegenüber dem derzeitigen     , 
wurf    der    Großfeuerungsanlagen^e 
nung. 
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^FORMATION 

hi*': Kommunen sollen 
»gliche 
C°lldungsplätze 
^stellen 

Urid des utun9en des Bundesvorstandes 

?lp°litis hUptausschusses der Kommu" 
» ü Öeu»° Vere|n8gung der CDU und 
J der JSchlands (KPV) in Bonn erklär- 
t f»enSrh

Undesvorsitzende  MdB  Horst 

"Nun,  'dt:   Dle   KPV>   dle   10000° 
N||e    «Politiker der Union vertritt, ap- 
rnieirido

nacndrücklich  an  die  Städte, 
J%n  i„   und Kreise, noch einmal zu 

b||iun  Welchem  Umfang  zusätzlich 

? M*nschSp,ätze im Jahre 1983 ,ür iun" S.      Cnen bereitgestellt werden kön- 

Ki 
al&r 5in 

b®sonders der Bereich kommu- 

t!Spr°che ngen und Eigenbetriebe an- 
6ff Wird er' W° eine Ausbildun9 vermit- 
tln 
sieb 

auch über den Bereich der 
••"*"«   iniiaub  spaier 

le$on •    ilngeset2t werden kann. s 
ichp      MU(-" uDer aen öereicn aer 
)en n Hand  ninaus später im  Be- 

Seil ® be9rüßt wird das Frankfurter 
^rriann H 0berbür9errneister Walter 
k
WiSchen' o 6r einen Ausbildungsverbund 

barr,rr»er u 
dt> lndustrie- und Handels- 

5
ar{ hat r? d Handwerkskamrr|er verein- 
fache i Urch diesen Verbund und zu- 
Dl^rt Qolative kann allein die stadt 

b *e um 70 die Zahl inrer Ausbildungs- 
8n. '3 Stellen auf 329 Stellen anhe- 

^PolitikerllCh unterstützen die  Kommu- 
^ ^on CDU und CSU den Vor- 

Bundesbauminister    Oscar % 
'ag 

e'^er no   unaest>aum'nister    Oscar 
„   städteL     U- im Bundeshaushalt 1984 

neri DM auförderungsmittel auf 500 Mil- 
71 anzuheben. 

Durch eine Verstärkung der Mittel für die 
Stadt- und Dorferneuerung im Bundes- 
haushalt könnten erhebliche zusätzliche 
öffentliche und private Investitionsmittel 
mobilisiert und ein zusätzlicher Impuls für 
die Bauwirtschaft zur Sicherung von Ar- 
beitsplätzen ausgelöst werden. 

Immer neue Raketen- 
stellungen der Sowjets 
Die Sowjetunion wird nach Einschätzung 
des CDU-Abgeordneten Willy Wimmer 
1985 über rund 4500 atomare Sprengköp- 
fe für die SS-20-Mittelstreckenraketen 
verfügen. Gegenwärtig hat Moskau nach 
westlichen Angaben 351 SS 20 mit 1053 
Sprengköpfen. Jede Rakete ist mit drei 
Sprengköpfen bestückt. Wimmer verwies 
in seiner Erklärung darauf, daß erst vor 
wenigen Wochen im Raum Nowosibirsk 
die Bauarbeiten für neue Raketenstellun- 
gen begonnen hätten. 
Der Abgeordnete machte weiter darauf 
aufmerksam, daß die sowjetischen Luft- 
streitkräfte mit der Fertigstellung des 
größten Transportflugzeuges der Welt 
jetzt die Fähigkeit haben, eine SS-20-Ra- 
keteneinheit über eine Entfernung im Non- 
stopflug von etwa 6000 Kilometern zu ver- 
legen. 

Bußgeldkatalog wird 
durchforstet 
Zu der jetzt erfolgten Überweisung des 
Bußgeldkatalogs an den Verkehrsaus- 
schuß des Deutschen Bundestages er- 
klärte der Vorsitzende der Arbeitsgruppe 
Verkehr der CDU/CSU-Bundestagsfrak- 
tion, Günter Straßmeir: Die CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion begrüßt, daß ihr 
Wunsch, den Bußgeldkatalog von der Ta- 
gesordnung des Bundesrates abzusetzen 
und ihn dem Verkehrsausschuß des Deut- 
schen Bundestages zuzuleiten, erfüllt 
worden ist. Damit ist die große Chance ei- 
ner dringend notwendigen Durchforstung 
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und Vereinfachung dieses Katalogs gege- 
ben. 

Bekanntlich hatten die Koalitionsfraktio- 
nen bereits im Dezember des vergange- 
nen Jahres im Rahmen einer Änderung 
des Straßenverkehrsgestzes die Grenze 
der Eintragung in Flensburg von seinerzeit 
40 DM auf 80 DM verdoppelt. Damit konn- 
te der Register-Bestand spürbar verrin- 
gert (um rund 1 Mio. Personen) und das 
Mißverhältnis zwischen Registrierung und 
Verkehrssicherheit beseitigt werden. Die 
jetzt mögliche Behandlung des bundes- 
einheitlichen Bußgeldkatalogs im Ver- 
kehrsausschuß des Deutschen Bundesta- 
ges soll u. a. sicherstellen, daß noch Un- 
stimmigkeiten und bürokratische Vorga- 
ben beseitigt werden, damit der Katalog 
vom Bürger auch verstanden und akzep- 
tiert wird. Die CDU/CSU erwartet, daß die 
bisher im Bußgeldkatalog aufgeführten 
Tatbestände spürbar reduziert werden. 
Sie geht weiter davon aus, daß im Interes- 
se der Autofahrer keine Anhebung von 
Bußgeld erfolgt. 

Energieforschungspolitik ist 
wieder verläßlich geworden 

„Mit der Entscheidung des Bundeskabi- 
netts zur Weiterführung der fortgeschrit- 
tenen Reaktorlinien ist die Energiefor- 
schungspolitik wieder verläßlich und für 
Wirtschaft und Wissenschaft kalkulierbar 
geworden", erklärte der Bundesminister 
für Forschung und Technologie, Heinz 
Riesenhuber, anläßlich der Beantwortung 
einer Parlamentarischen Anfrage in Bonn. 

Die von ihm vorgeschlagene Entschei- 
dung des Bundeskabinetts, den Schnellen 
Brutreaktor in Kaikar und den Hochtempe- 
raturreaktor in Schmehausen fertigzustel- 
len und in Betrieb nehmen zu lassen, ist 
nach Auffassung von Heinz Riesenhuber 
nur möglich gewesen, weil die Energie- 
wirtschaft wieder Vertrauen in die Politik 

gesetzt hat und das finanzielle E ^ 
ment der Wirtschaft die für die ZWi ^ 
nanzierung erforderlich R'sikober -eel1'' 
des Forschungsministeriums voll 9 
fertigt hat. e. 

In sehr kurzer Verhandlungszeit s®^ 
lungen, nicht nur frühere, mit erne

üSage'1 

Bedingungen versehene Finanz ^uCfi 
vertraglich zu sichern, sondern di ^r- 
um rd. 90 Prozent zu erhöhen, parn $ 
de nicht nur die Gesamtfinanzier ^ 
die Errichtung und Inbetriebnan ^ 
Reaktoren bis zur Übergabe an die.je|- 
ber gesichert, sondern auch der p- 
le Spielraum für die zur Sicherung jg6(i 
kunft der Bundesrepublik notW

|jtJschefl 

forschungs- und technologiep0 

Entscheidungen offengehalten. 

Jäger 

Fraktionsgeschäftsführer 
im Europaparlament 
Der CDU-Abgeordnete Claus ~ 
Wangen im Allgäu/Baden-Württem ^ 
von der christlich-demokratische ^ 
tion in der Parlamentarischen V ^ 
lung des Europarates in Straßbu ^ 
Generalsekretär (in Deutschiana- ^ 
tionsgeschäftsführer) gewählt w°^okra^ 
71 Mitgliedern sind die Christden"\ $ 
nach den Sozialisten die zwei ^ ^r- 
Fraktion in der Parlamentären 

Sammlung. 

Claus Jäger ist 51 Jahre alt und
g72,df,f 

dem Deutschen Bundestag seit pr 
Parlamentarischen Versammlung ^ v 
roparates seit 1980 an. Er arbeite zu 
lern im Ausschuß für die BeziehU y^rf1 

den europäischen Nichtmitg'ie ^ 
(Ostblockstaaten) mit und ist don ^ 
ger Berichterstatter für Fragen de ^ 
Zu ihrem Vorsitzenden haben die ^J 
chen Demokraten im Europas ^' 
den österreichischen Abgeordne• $ 
gang Blenk aus Dornbirn/Voran 
wählt. 
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CDU/CSU-FRAKTION 

I *6 Führung der gemeinsamen Fraktion 
^ 10. Deutschen Bundestag 
Sde^

tlonsführung der CDU/CSU- 
turPer-9S,raktlon jn ö$r 10- Le9js" 

^«terp      Setzt sich wie folgt zu' 

\ 'sw d6r: Alfred Dregger 
CSü~Unrt,1reter und Vorsitzender der 
Ste||Ve   

aes9ruppe: Theo Waigel 
beitsber

r
e
etende Vorsitzende mit den Ar- 

S, |m
IChen: Recht (einschl. Wahlprü- 

Se p^nität und Geschäftsordnung 
Srw.  Petitionen)         -" ^ort- 
\  .Benno i 

Inneres,  Umwelt  und 

0rsten.   ' trr>ährung, Landwirtschaft und 
Ser, ' Verkehr; Post- und Fernmelde- 

dtebai dnung'    Bauwesen   und 
PS>       Hansheinz Hauser (Krefeld) 

V r,ind Haushalt: 
Vit    thamr"er 
QesUnd

U,ncl Soziales, Jugend, Familie und 
\Wä   

eit: Adolf Müller (Remscheld) 

50|itik ^®S; Verteidigung; Deutschland- 
t  ^rnp     Berlinfragen,   Wirtschaftliche 
Schu      rbeit: Volker Rühe 

Sserw Und Technologie; Bildung und 
I>|a

haft: Helga Wex 
Hah^^'^her Geschäftsführer: 

He"*     häUb'6 

!eSc^äft!!er   des   1-   Parlamentarischen 
'•a.rVn        ers: Wolfgang Bötsch 
(irlan(j

ntBnscne Geschäftsführer: Agnes 
Hiti^

Rudolf Seiters 

'e V - • PaUl Mikat' Kar|-Heinz Spilker 
J^Pen'IfGnden (Sprecher) der Arbeits- 

**r A,u.nd deren Stellvertreter (Obleu- 
w       Arbeitsgruppen: 

1. Recht 
(einschl. Wahlprüfung, Immunität, 
Geschäftsordnung sowie Petitionen) 
Vorsitzender: Wittmann 
Stellvertreter: Helmrich 

2. Inneres, Umwelt und Sport 
Vorsitzender: Miltner 
Stellvertreter: Laufs 

3. Wirtschaft 
Vorsitzender: Wissmann 
Stellvertreter: Kraus 

4. Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten 
Vorsitzender: Susset 
Stellvertreter: von Schorlemer 

5. Verkehr 
Vorsitzender: Straßmeir 
Stellvertreter: Milz 

6. Post- und Fernmeldewesen 
Vorsitzender: Pfeffermann 
Stellvertreter: Linsmeier 

7. Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau 
Vorsitzender: Kansy 
Stellvertreter: Niegel 

8. Finanzen 
Vorsitzender: Kreile 
Stellvertreter: von Wartenberg 

9. Haushalt 

Vorsitzender: Carstens (Emstek) 
Stellvertreter: Stavenhagen 
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10. Arbeit und Soziales 
Vorsitzender: George 
Stellvertreter: Jagoda 

11. Jugend, Familie und Gesundheit 
Vorsitzender: Kroll-Schlüter 
Stellvertreter: Braun 

12. Außenpolitik 
Vorsitzender: Klein (München) 
Stellvertreter: Stercken 

13. Verteidigung 
Vorsitzender: Weißkirch 
Stellvertreter: Voigt 

14. Deutschlandpolitik und Berlinfragen 
Vorsitzender: Lintner 
Stellvertreter: Schulze 

15. Wirtschaftliche Zusammenarbeit 
Vorsitzender: Pinger 
Stellvertreter: Frau Fischer 

16. Forschung und Technologie 
Vorsitzender: Lenzer 
Stellvertreter: Bugl 

17. Bildung und Wissenschaft 
Vorsitzender: Daweke 
Stellvertreter: Graf von Waldburg-Zeil 

Der Abgeordnete Ludwig Gerstein wurde 
als energiepolitischer Sprecher berufen. 
Der Abgeordnete Jürgen G. Todenhöfer 
wurde als abrüstungspölitischer Sprecher 
berufen. 

Arbeitsgemeinschaft Kommunalpolitik: 
Vorsitzender: Gerhard Braun 
Stellvertreter: 
Horst   Seehofer,   Dietrich   Austermann, 
Hans Daniels, Theo Magin 
Arbeitnehmergruppe: 
Vorsitzender: Otto Zink 
Stellvertreter: 
Horst Günther, Stefan Höpfinger, Alfons 
Müller (Wesseling) 

Diskussionskreis Mittelstand: 
Vorsitzender: 
Hansheinz Hauser (Krefeld) 

Stellvertreter: 
Matthias Engelsberger 
Eberhard Pohlmann 
Christian Schwarz-Schilling 
Gruppe der Vertriebenen- und 
Flüchtlingsabgeordneten: 
Vorsitzender: Herbert Czaja 
Stellvertreter: 
Herbert Hupka, Fritz Wittmann 

Frauengruppe: ^ 
Vorsitzende: Roswitha Verhülsdo" 
Zu Beisitzern im Fraktionsvorstan 

wurden gewählt: ne^ 
Renate Hellwig, Reinhard MeXZ' ßtf* 
Reddemann, Hans Peter Schmitz ^ 
weiler), Lutz Stavenhage". ^ 
Schwarz, Peter W. Höffkes, Diony * 

Als Ausschußvorsitzende wurden 
nominiert: 
Petitionsausschuß: Frau Berge' 
Auswärtiger Ausschuß: Marx 
Sportausschuß: Tillmann 
Rechtsausschuß: Stark e\) 
Wirtschaftsausschuß: Haase (K*s 

Verteidigungsausschuß: Biehle 
Ausschuß für Jugend, Familie unö 
Gesundheit: Höpfinger 
Verkehrsausschuß: Lemmrich 
Ausschuß für Raumordnung: Mo      ^ 
Innerdeutscher Ausschuß: Redd 

Als Stellvertretende Ausschuß 
de wurden nominiert: 
Ausschuß für Wahlprüfung: Broil 
Innenausschuß: Krey „ 
Haushaltsausschuß: Riedl        A^s^ 
Ausschuß für Ernährung, Landw 
und Forsten: Eigen . ^jn* 
Ausschuß für Arbeit und Soziales- 
Ausschuß für das Post- und 
Fernmeldewesen: Bühler epscf1 

Ausschuß für Bildung und VViss 
Neue 
Ausschuß für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit: Husch A 
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^'TTELSTANDSKONGRESS 

Jf8» für den Mittelstand gut ist, dient 
^ch den Arbeitnehmern 

jf«B das1nd hat wied«r Zukunft" 
Ves*      hema des 28- Bundes- 

tag H*;!? der Mittelstandsvereini- 
*Pri| 19RV:DU/CSU am 29. und 30. 
I pe||ba .,n der Schwabenlandhalle 
°° Del! • bel stuttgart. Die über 

A ier|>ch«lerten würdigten di© konti" 
Hejtri 

e und intensive politische 
auf J der MiHÄi„*_ -.-.."„S-*  

HL 
9l"BuhHr Mltte'standsvereinigung 

ärhard Zeitel wurde erneut mit 

•sebene mit der überzeu- 
•erwähl ihrer Führungs- 

rof. 
468 

v^6^ Qp"Stimmen   zum   Bundesvorsit- 
N: u3?*ar«lt. Seine fünf Stellvertreter to    ^dB u       beine 'un' Stellvertreter 
S n9enm 

Hansneinz Hauser (429), MdL 
\ <Tfr     (404>-      Bundesminister 

wdMdfiT     ling <396). MdB Doss (386) 
"'er w.,    '-an-4- 

Steii'; Darnit 

'cW:c,e        (404), 
nc; 

andrere). Bundesschatzmei- 
wie bisher — Dr. Frerichs 
wurde   das   Gremium   der %, 

^ BiT^ Um einen (Landre) erweitert. 
2> indesvorsitzende Gerhard Zeitel 
ab    dßr IfOl*•   Rechenschaftsbericht 

sch 

es w ^schwung   habe   begonnen, 
W6Q    de noch ein langer und steini- 6g langer una sxeini- 

6n Wj^r. Wiecjerbelebung der deut- 
a*lArbeitsu aft sein- Zur Bekämpfung 
S^rbe :?s,9keit und vor allem der Ju- 
LMUH 'Ts'°s«gkeit bedürfe es der 
\ nur du Üer Arbeitsplätze, die letzt- 
Chstum ein höheres Wirtschafts- 
v^chstUrTl 

2u erlangen seien. Um das 
9e tionshp starken, müßten weitere ln- 
V^talbii^'886 at,gebaut und die Ei- 
höLden. wJ'?Ung der Wirtschaft gestärkt 
to>9eri ! e Steuer- und Abgabener- 

chaftsrtlen Gift für eine dauerhafte 
L. Qynamik. Gerhard Zeitel warn- 

te vor einem überspitzten Fiskalismus, der 
die unerläßliche, dringend gebotene Kon- 
solidierung der öffentlichen Finanzen eher 
gefährde als sicherstelle. Mit Nachdruck 
setzte sich Zeitel für eine Beseitigung der 
Ungleichbehandlung zwischen Groß- und 
Kleinbetrieben ein. Es dürfe nicht sein, 
daß die Großen die Subventionen bekä- 
men und die Kleinen die großen Lasten zu 
tragen hätten. 

Bundeskanzler Helmut Kohl versprach in 
seiner mit großem Beifall aufgenommenen 
Rede, es werde im Laufe des Sommers ei- 
ne ausgewogene steuerpolitische Initiati- 
ve geben, die allen nütze. Die Bundesre- 
gierung könne jedoch angesichts der be- 
grenzten Haushaltsmittel keine Wohltaten 
verteilen. Wichtigstes Ziel sei es, die Wirt- 
schaft wiederzubeleben und die Arbeitslo- 
sigkeit abzubauen. Um die Leistungsbe- 
reitschaft und Innovationskraft des Mittel- 
standes zu stärken, erwägt die Bundesre- 
gierung entsprechende Fördermaßnah- 
men. Man werde sorgfältig prüfen, wie 
man den Mittelstand steuerlich entlasten 
könne. Kohl kündigte ferner Maßnahmen 
zur Entbürokratisierung der Wirtschaft an. 

Der eindrucksvolle Wahlsieg unter Füh- 
rung von Helmut Kohl habe bewiesen, daß 
der Mittelstand dieser Koalition großes 
Vertrauen entgegenbringe, dieses Ver- 
trauen dürfe nicht enttäuscht werden, er- 
klärte der Vorsitzende des Diskussions- 
kreises Mittelstand, Hansheinz Hauser. 
Insbesondere die aus der kommenden Er- 
höhung der Mehrwertsteuer zur Verfü- 
gung stehenden Mittel (4 Milliarden DM) 
müßten weitgehend zur Entlastung der 
mittelständischen   Wirtschaft   beitragen. 
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Hauser warnte jedoch davor, jetzt schon 
auf paradiesische Zustände für den Mittel- 
stand zu hoffen. „Wir müssen uns darüber 
im klaren sein, daß eine in 13 langen Jah- 
ren versalzene Suppe nicht in acht kurzen 
Monaten wieder schmackhaft aufbereitet 
werden kann", erklärte er. Hauser sagte 
weiter, er habe etwas dagegen, daß der 
Mittelstand nur in Sonntagsreden hochge- 
lobt werde und spielte dabei auf den Bun- 
deswirtschaftsminister und die FDP an. 
Der Bürger erwarte mit Recht die baldige 
Durchsetzung von finanz-, wirtschafts-, 
sozial- und steuerpolitischen Maßnahmen. 
Ziel Nummer eins der Mittelstandsvereini- 
gung sei die Steuerbefreiung für eine Inve- 
stitionsrücklage. 

Viel Beifall erhielt auch der stellvertreten- 
de CDU-Vorsitzende und westfälische 
Landesvorsitzende der CDU, Kurt Bieden- 
kopf, für seine These, es gebe in der Bun- 
desrepublik genug Arbeit, nur nicht zu 
den gegenwärtigen Preisen. Der Arbeits- 
markt sei zunehmend erstarrt und könne 
Angebot und Nachfrage nur unbefriedi- 
gend zusammenbringen. Biedenkopf 
nannte das Beispiel eines Omnibusses, 
der nur Insassen auf Sitzplätzen beförde- 
re, der Rest müsse draußen bleiben. „Wir 
müssen dafür sorgen, daß die Türen offen 
bleiben, daß diejenigen, die drin sitzen, 
zusammenrücken, damit alle mitfahren 
können, die mitfahren wollen." Dies sei mit 
einer differenzierten Lohnpolitik möglich. 
Die hohe Arbeitslosigkeit und die Bildung 
einer Schattenwirtschaft mit Schwarzar- 
beit seien wesentlich eine Folge unsinni- 
ger Reglementierungen des Staates im 
sozialen Bereich. So seien die Lohnne- 
benkosten heute zu den Hauptlohnkosten 
geworden. Daraus ergebe sich der Zwang 
zu immer höherer Produktivität bei nur ge- 
ringem Wachstum der Wirtschaft. Des- 
halb, so Biedenkopf, müsse man das Sy- 
stem der sozialen Sicherung entstaatli- 
chen. Die Arbeitslosigkeit lasse sich nur 
überwinden, wenn auf dem Arbeitsmarkt 
und dem Markt der sozialen Sicherung 
wieder Eigenverantwortung, Wettbewerb 

und  Entscheidensfreiheit belebt     ^ 
unter gleichzeitiger Sicherung der 
Jen Gerechtigkeit. | 

In dem vom Kongreß verabschiedete• 
telstandspolitischen Schwerpu" „g 
gramm werden von der Bundesreg ^ 
neue Erleichterungen gefordert, pyiittß'' 
stenzgründungen setzt sich der .. 
stand für die Einführung eines £* p- 
gründungsansparmodells nach de ^ 
bild der Bausparförderung und de tf 
miensparens ein. Gefordert wird' ^ 
der Abbau überflüssiger staatlicher jj. 
lierungen und die Durchforstung $ 
eher Vorschriften und Verordnung^ '^i 
das selbstverantwortliche Handeln ^ ^ 
zu verbessern. In mehreren Antrag ^ 
Sicherung des Wettbewerbs wurde ^ 
strenge Fusionskontrolle gefordert ,, 
die Ächtung von Lockvogelange ^0 
Das Instrument der Arbeitszeitverk ^ 
wurde als beschäftigungspolitisch u .^|- 
lieh abgelehnt. Es überfordere d'etejgen' 
ständischen Unternehmen durch s $• 
de Personalkosten, fördere die ^c ^f 
arbeit und vernichte somit vorhande ^ 
beitsplätze. Die angestrebte flexible ^ 
staltung der Lebensarbeitszeit dune ^ 
zu einer zusätzlichen Kostenbelastu $ 
Wirtschaft führen. Der Vermögens"^ 
wird   ein   gesellschaftspolitischer 
Rang beigemessen. A- 

Der baden-württembergische Minis ^ 
sident Lothar Späth bezeichnete °? ^r 
telstand als Motor einer zukunftson f(j- 
ten Wirtschafts- und Gesellschaft! 
nung. Er verwies auf Studien, ^ $$' 
neue Arbeitsplätze hauptsächlich y0^ 
neren und mittleren Betrieben gesC 

würden. „» 

Der ebenfalls anwesende Bundesa .gp 
minister Norbert Blüm forderte die J< 
nehmer auf, sich für die Verflieg ggfi 
dung in Arbeitnehmerhand e'nZHf(( e^' 
denn dadurch könne die Lohnpo'1'1^/ 
krampft werden. Blüm bekräftigte1 « . $ 
es den Mittelständlern gut geht, Q 
auch den Arbeitnehmern gut!" 
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pD(J IN NORDRHEIN-WESTFALEN 

, ernhard Worms neuer Spitzen- 
^didat der Union an Rhein und Ruhr 
^Sa^rhe«n-westfälische CDU hat 
hei*er c*tag' 7- Mai 1983'ln der Mül" 
W»   adtha,,e den rheinischen 

^°rrns     S'tzenden Bernhard 

K (je *Urr> neuen Spitzenkandida- 
alte Drrv   rtei gewählt. Der 53 Jahre 
i ^hfoi   0vierte Diplomkaufmann, 
a^raner von Heinrich Köppler, 

[.'gen o 'm Erftkre's. löst den bishe- 
j5che-?Positior'sführer und westfä- 
,|edftUiLandesVorsitzenden Kurt 

^sver ^ Spannung erwarteten Lan- 
?6r Wah?mmlun9 stimmten in gehei- 
S beirt Von den 309 Delegierten aus 

,rVVorm ^-Landesverbänden 162 
,69ierter 

Und 146 für Biedenkopf, 1 De- 
Nits j entr>ielt sich. Zuvor hatte Worms 
6r Unn« 5er Qemeinsamen Sitzung bei- 
den vorstände mit den Kreisvorsit- ^desv 

6hai*ten
mit 65:43 Stimmen die Oberhand 

N**- Unmittelbar nach der von Bun- 
%\ Bister • erkr Heinricn Windelen geleiteten 
Jch j/1^ Kurt Biedenkopf, er wolle 
' ben unnkünft in Nordrhein-Westfalen 
j0rien \fj ent9egen vielfältigen Spekula- 
%lb Jne An9ebote für Positionen au- 

*£- 
Jird, e'ch a• 2. Juli in Hagen stattfinden 
t^brecjeut Um den Vorsitz bewerben. 
Jw, wjen9sgemäß wird Kurt Bieden- 
Ate  .   e/" in einer Pressekonferenz er- 
?Sfrakti den Vorsitz der CDU-Land- 
J*nt nj"°

n lrn Düsseldorfer Landesparla- 
6rriharrt w,rlegen- um diese Position für 

a Worms freizumachen. 

"'0   rl --gw^^iw   lui    i   ujitiuiiv-ii   tau 

L6rde e.
es. Landes annehmen. Vielmehr 

f Chi|SICn auf dem Landesparteitag 
^einij.r;   Westfalen-Lippe,    der   wahr- 

L 

Bernhard Worms sicherte seinem unterle- 
genen Parteifreund einen hervorragenden 
Platz in der Landtagsfraktion zu und kün- 
digte an, er werde seine kommunalpoliti- 
schen Ämter, u. a. auch die Position des 
Landrats, abgeben, um sich ganz auf die 
neuen Führungsämter zu konzentrieren. 
Kurt Biedenkopf stellte vor Journalisten 
fest, niemand werde nach dieser Ent- 
scheidung in der Lage sein, die CDU an 
Rhein und Ruhr auseinander zu dividieren. 
Biedenkopf und Worms nutzten die Lan- 
desversammlung, um vor der entschei- 
denden Abstimmung in kurzen Referaten, 
auf die dann keine Aussprache mehr folg- 
te, für sich und ihre Politik zu werben. 
Sachpolitische oder programmatische 
Differenzen kamen dabei nicht zum Vor- 
schein. Beide zeichneten ein düsteres 
Bild von der Lage in Nordrhein-Westfalen, 
prangerten die hohe Landesverschuldung 
an, die mit mehr als 60 Mrd. DM schon 
über dem Jahreshaushalt der Regierung 
Rau liegt, und äußerten die Sorge, daß 
Nordrhein-Westfalen wegen der struktu- 
rellen Krise des Ruhrgebietes immer mehr 
von der wirtschaftlichen Entwicklung vor 
allem der süddeutschen Bundesländer ab- 
gekoppelt werde. Aufgabe der CDU sei 
es, bei der Landtagswahl 1985 durch 
Übernahme der Regierung in Düsseldorf 
den Niedergang des Landes unter der ab- 
soluten Mehrheit der SPD zu stoppen so- 
wie den Anschluß an das sich abzeichnen- 
de Wirtschaftswachstum wiederherzustel- 
len. 
Wie am Rande der Konferenz bekannt 
wurde, wird der neue Spitzenkandidat sich 
auch um einen Platz im Präsidium der 
Bundespartei bewerben. 
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Führungswechsel 
Zwei Jahre vor der nächsten Landtagswahl an 
Rhein und Ruhr hat die nordrhein-westfälische 
Union einen tiefgreifenden Führungswechsel 
vollzogen und Bernhard Worms zu ihrem Spit- 
zenmann im bevölkerungsreichsten Bundes- 
land bestimmt. Der erst vor zweieinhalb Jahren 
zum rheinischen CDU-Vorsitzenden gewählte 
erfahrene Landes- und Kommunalpolitiker soll 
1985 gegen Johannes Rau antreten und die 
dann fast 20 Jahre lang regierenden Sozialde- 
mokraten in die Opposition schicken. Zugleich 
muß Worms bei dieser wichtigsten Zwischen- 
entscheidung bis zur Bundestagswahl 1987 die 
Regierung Kohl vor allem im Ruhrgebiet stüt- 
zen und verhindern, daß nach Ludwig Erhard 
noch einmal ein Bundeskanzler im Revier ge- 
fährlich geschwächt wird. 

Für diese schwere Aufgabe hat sich der 53 Jah- 
re alte Politiker in den vergangenen 13 Jahren 
als einflußreicher Landtagsabgeordneter, eben- 
so fleißiger wie sachkundiger Kommunalpoliti- 
ker und (im Bündnis mit der FDP) erfolgreicher 
Landrat bewähren  können.   Der  Diplomkauf- 

mann bewies in diesen Jahren, 0ne,ipo'. 
und führen kann und jedes Amt at' fs(ieg & 
er berufen wurde. Sein schneller* ^ 
in die Bundespolitik verdankt a ^.# 
Nachfolger neben der Bonner Wen ^ #P 

auch seinen politischen Talenten. ^,$* 
besonders seine OberzeugungsW^0F 
unverkrampfte Bürgernähe ins Ge 

ßürde^t 
Trotz dieser Begabungen wird die

f.ehrhei' *-, 
leicht sein, die ihm eine knappe      ^' . 
rheinischen und westfälischen D  nsCW*] g 
CDU in Mülheim auflud. Worms rnu      gP * 
Wunden   heilen,   die   das   DuelMr  flS 
westfälischen  Landesvorsitzenden     ^p   I 
schwierigen Teil des Landes hat en ^r 
sen. Er muß ...den Gegner Rau in .^ ,; 
men, seine guten Kontakte zu den fc ^ ^ 
die neue FDP-Führung übertragen   .^ 
lern auch beweisen, daß er die P°' 
sitionsführers beherrscht... ^ 

\je$ A; 
Für Bernhard Worms, dessen 9üteS^d$% 
zum Bundeskanzler auch eine puC.gUtet * >i 
für die CDU an Rhein und Ruhr beojß 
te es zum ersten Prüfstein werden'kn0fs eP, 
weitere politische Zukunft BiedenkW^{•• 
kein   wird.   Der  brillante   WirtscW   «0' 
bleibt auch nach der Niederlage wer   ^,1 
ne Partei. Rheinische Post. 
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